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Entschließung  

Planungen für ein Korruptionsbekämpfungsgesetz  

   

Derzeit gibt es Vorschläge, die Bekämpfung der Korruption durch Verschärfungen des 
Strafrechts und des Strafprozeßrechts mit weiteren Eingriffen in das Grundrecht auf 
informationelle Selbstbestimmung zu organisieren. Ein Beispiel dafür ist der Beschluß des 
Bundesrates vom 3. November 1995 zur Einbringung eines 
Korruptionsbekämpfungsgesetzes.  

Nach dem vom Bundesrat beschlossenen Gesetzentwurf sollen Bestechlichkeit und 
Bestechung in den Kreis derjenigen Tatbestände aufgenommen werden, bei deren 
Verdacht die Überwachung des Fernmeldeverkehrs und der Einsatz technischer Mittel 
ohne Wissen des Betroffenen (§§ 100a, 100c StPO) angeordnet werden dürfen.  

Die Datenschutzbeauftragten weisen demgegenüber darauf hin, daß es vorrangig um 
Prävention, nicht um Repression geht. Die Datenschutzbeauftragten treten für eine 
entschlossene und wirksame Bekämpfung der Korruption mit rechtsstaatlichen Mitteln 
unter strikter Beachtung der Freiheitsrechte ein.  

Sie wenden sich zugleich gegen eine Rechtspolitik, welche - noch bevor sie sich darüber 
im klaren ist, was die bisherigen Verschärfungen und Eingriffe an Vorteilen und an 
Nachteilen gebracht haben - auf weitere Verschärfungen und Eingriffe setzt.  

Gerade gegenüber der Korruption gibt es Möglichkeiten, welche Effektivität versprechen 
und gleichwohl die Privatsphäre der unbeteiligten und unschuldigen Bürgerinnen und 
Bürger nicht antasten:  

• Rotation derjenigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einer Behörde, deren Position 
und Aufgaben erfahrungsgemäß für Bestechungsversuche in Betracht kommen;  

• Vier- und Sechsaugenprinzip bei bestimmten Entscheidungen;  
• Trennung von Planung, Überwachung und Ausführung, von Ausschreibung und 

Vergabe;  
• Prüfverfahren und Innenrevision;  
• Codes of Conduct (formalisierte "Ethikprogramme") im Bereich der Wirtschaft;  
• verbesserte Transparenz von Entscheidungsprozessen in der Verwaltung. 

Die in den Gesetzentwürfen vorgesehene weitere Einschränkung von Grundrechten, die 
mit einer abermaligen Erweiterung der Telefonüberwachung verbunden wäre, ist nur 
vertretbar, wenn sie nach einer sorgfältigen Güter- und Risikoabwägung zusätzlich zu 
den o. g. Verfahrens- und Verhaltensmaßregeln als geeignet und unbedingt erforderlich 
anzusehen wäre.  
Die Datenschutzbeauftragten verlangen, daß vor einer zusätzlichen Aufnahme von 
Straftatbeständen in den Katalog der Abhörvorschrift des § 100a StPO diese Abwägung 
durchgeführt wird.  
Die Datenschutzbeauftragten fordern weiterhin, daß eine Erweiterung des genannten 
Straftatenkataloges nur befristet vorgenommen wird, damit sich vor einer Verlängerung 
die Notwendigkeit stellt, auf der Grundlage einer sorgfältigen Erfolgs- und 
Effektivitätskontrolle erneut die Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit einer solchen 
Erweiterung des Grundrechtseingriffs zu überprüfen.  



Die Datenschutzbeauftragten verlangen, daß der Gesetzgeber vor weiteren Eingriffen in 
Freiheitsrechte eine sorgfältige Güter- und Risikoabwägung vornimmt und dabei 
insbesondere verantwortlich prüft, ob sich die innenpolitischen Ziele mit Mitteln erreichen 
lassen, welche die informationelle Selbstbestimmung der Bürgerinnen und Bürger 
schonen.  
Schließlich gibt die anstehende erneute Erweiterung des Katalogs von § 100a StPO 
Veranlassung, den Umfang der darin genannten Straftaten sobald wie möglich 
grundlegend zu überprüfen.  
 


